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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1978 Ausgegeben am 10. Jänner 1978 6. Stück

9 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Tsche-
choslowakischen Sozialistischen Republik über die Schaffung von Straßen-
übergängen an der gemeinsamen Staatsgrenze

1 0 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung des Ver-
einigten Königreiches von Großbritannien und Nordirland über den Flug-
linienverkehr zwischen ihren Gebieten samt Flugstreckenplan

1 1 . Vereinbarung zwischen dem Industrieminister des Königreiches Schweden und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich gemäß Rn 2010 des
ADR betreffend die Beförderung von ätzenden Lacken mit einem Gehalt
von mehr als 30% an festen Stoffen

1 2 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutsch-
land und dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich gemäß
Rn 10602 des ADR betreffend die Beförderung von p-Chlor-o-Kresol in
Tankfahrzeugen

9.

A b k o m m e n

zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Tsche-
choslowakischen Sozialistischen Republik
über die Schaffung von Straßenübergängen

an der gemeinsamen Staatsgrenze

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Tschechoslowakischen Sozialisti-
schen Republik,

vom Wunsche geleitet, die gegenseitigen
gutnachbarlichen Beziehungen auf der Grund-
lage der Schlußakte der Konferenz über Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa weiterzu-
entwickeln und

die Zusammenarbeit auf den Gebieten des
internationalen Personen- und Güterfernverkehrs
sowie auch des Fremdenverkehrs zu erweitern,

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

(1) An der gemeinsamen Staatsgrenze wird
zwischen der tschechoslowakischen Gemeinde
Hevlín und der österreichischen Stadtgemeinde
Laa an der Thaya beim Grenzhauptstein IX/26
ein Straßenübergang für den internationalen
Personenfernverkehr, ausgenommen die Beför-
derung mit Autobussen und mit nicht für die
Beförderung von Personen bestimmten Fahr-
zeugen, geschaffen.

18 17
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(2) Die Regierung der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik baut die II/415 Straße
von der Gemeinde Hevlín bis zur gemeinsamen
Staatsgrenze. Die Österreichische Bundesregie-
rung baut die Bundesstraße B 6 im unmittelbaren
Grenzbereich aus.

Artikel 2

(1) An der gemeinsamen Staatsgrenze wird
zwischen der tschechoslowakischen Gemeinde
Studánky und der österreichischen Ortschaft
Weigetschlag bei den Grenzhauptsteinen II/59
und II/60 ein Straßenübergang für den inter-
nationalen Personen- und Güterfernverkehr ge-
schaffen.

(2) Die Regierung der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik baut die II/161 Straße
von der Gemeinde Studánky bis zur gemein-
samen Staatsgrenze. Die Österreichische Bundes-
regierung baut die Bundesstraße B 126 bei
Weigetschlag bis zur gemeinsamen Staatsgrenze
aus.

Artikel 3

Die vertragschließenden Parteien kommen
überein, die Ausbauarbeiten so rechtzeitig abzu-
schließen, daß es möglich ist, den Verkehr
über die in Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1
genannten Straßenübergänge spätestens bis zum
31. Dezember 1978 aufzunehmen.

Artikel 4

Die vertragschließenden Parteien werden bis
zu dem in Art. 3 genannten Zeitpunkt nach
ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften die zur
Grenzabfertigung erforderlichen Voraussetzungen
schaffen.

Artikel 5

Dieses Abkommen tritt sechzig Tage nach
der Unterzeichnung in Kraft.

ZU URKUND dessen haben die Bevollmächtig-
ten dieses Abkommen unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Wien, am 22. November
1977, in zwei Urschriften, in deutscher und
tschechischer Sprache, wobei beide Texte in
gleicher Weise authentisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Willibald P. Pahr m. p.

Für die Regierung der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik:

Lag. Bohuslav Chnoupek m. p.

Das vorstehende Abkommen tritt gemäß seinem Art. 5 am 21. Jänner 1978 in Kraft.

Kreisky
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10.

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DER REGIE-
RUNG DES VEREINIGTEN KÖNIGREI-
CHES VON GROSSBRITANNIEN UND
NORDIRLAND ÜBER DEN FLUGLI-
NIENVERKEHR ZWISCHEN IHREN GE-

BIETEN

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung des Vereinigten Königreiches von
Großbritannien und Nordirland;

als Vertragsparteien des am 7. Dezember 1944
in Chicago zur Unterzeichnung aufgelegten Ab-
kommens über die internationale Zivilluftfahrt *);

vom Wunsche geleitet, ein das genannte Ab-
kommen ergänzendes Abkommen zum Zweck der
Errichtung von Fluglinien zwischen dem öster-
reichischen Gebiet und dem Gebiet des Ver-
einigten Königreiches zu schließen,

sind wie folgt übereingekommen:

ARTIKEL 1

Begriffsbestimmungen

Für die Anwendung dieses Abkommens, wenn
nicht der Zusammenhang etwas anderes erfordert:

a) bedeutet der Ausdruck „die Konvention"
das am 7. Dezember 1944 in Chicago zur
Unterzeichnung aufgelegte Abkommen über
die internationale Zivilluftfahrt und
schließt jede gemäß Artikel 94 lit. a dieser
Konvention in Kraft getretene und von
beiden Vertragschließenden Teilen ratifi-
zierte Abänderung sowie jeden gemäß
Artikel 90 dieser Konvention beschlossenen
Anhang oder Abänderungen hiezu ein, so-
fern diese für beide Vertragschließenden
Teile in Kraft getreten sind;

b) bedeutet der Ausdruck „Luftfahrtbehörden"
im Falle der Österreichischen Bundesregie-
rung das Bundesministerium für Verkehr
oder jede andere Behörde, die zur Aus-
übung der Funktionen, auf die sich dieses
Abkommen bezieht und die derzeit von den
genannten Behörden wahrgenommen wer-
den, ermächtigt ist; und im Falle der Re-
gierung des Vereinigten Königreiches von
Großbritannien und Nordirland den
Secretary of State for Trade oder jede Per-
son oder Körperschaft, die zur Ausübung
einer besonderen Funktion, auf die sich
dieses Abkommen bezieht, berechtigt ist;

*) BGBl. Nr. 97/1949 i. d. F. 177/1976
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c) bedeutet der Ausdruck „namhaft gemachtes
Fluglinienunternehmen" ein gemäß Arti-
kel 4 dieses Abkommens namhaft gemachtes
und zugelassenes Fluglinienunternehmen;

d) besitzt der Ausdruck „Gebiet" in bezug auf
einen Staat die ihm in Artikel 2 der Kon-
vention zugewiesene Bedeutung;

e) haben die Ausdrücke „Fluglinie", „inter-
nationale Fluglinie", „Fluglinienunter-
nehmen" und „nichtgewerbliche Landung"
die ihnen in Artikel 96 der Konvention
zugewiesene Bedeutung.

ARTIKEL 2

Anwendung des Abkommens

Die Bestimmungen dieses Abkommens unter-
liegen den Bestimmungen der Konvention inso-
weit, als jene Bestimmungen auf internationale
Fluglinien anwendbar sind.

ARTIKEL 3

Gewährung von Rechten

(1) Jeder Vertragschließende Teil gewährt dem
anderen Vertragschließenden Teil hinsichtlich
seiner planmäßigen internationalen Fluglinien
folgende Rechte:

a) das Recht, sein Gebiet ohne Landung zu
überfliegen;

b) das Recht, in seinem Gebiet nichtgewerb-
liche Landungen durchzuführen.

(2) Jeder Vertragschließende Teil gewährt dem
anderen Vertragschließenden Teil die in diesem
Abkommen umschriebenen Rechte zum Zwecke
der Errichtung von internationalen Fluglinien auf
den in dem entsprechenden Abschnitt des diesem
Abkommen beigefügten und einen wesentlichen
Teil davon darstellenden Flugstreckenplanes fest-
gelegten Flugstrecken. Solche Fluglinien und Flug-
strecken werden in der Folge „die vereinbarten
Fluglinien" beziehungsweise „die festgelegten
Flugstrecken" genannt. Beim Betrieb einer ver-
einbarten Fluglinie auf einer festgelegten Flug-
strecke genießen die von beiden Vertragschließen-
den Teilen namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmen zusätzlich zu den in Absatz (1) dieses
Artikels festgelegten Rechten das Recht, Lan-
dungen auf dem Gebiet des anderen Vertrag-
schließenden Teiles an den für jene Flugstrecke
im Flugstreckenplan festgelegten Punkten durch-
zuführen, mit dem Zweck, Fluggäste und Fracht,
einschließlich Post, aufzunehmen und abzusetzen.

(3) Keine Bestimmung des Absatzes (2) dieses
Artikels ist so auszulegen, daß den Fluglinienun-
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ternehmen eines Vertragschließenden Teiles das
Recht gewährt wird, im Gebiet des anderen
Vertragschließenden Teiles Fluggäste und Fracht,
einschließlich Post, deren Bestimmungsort ein
anderer Ort im Gebiet des anderen Vertrag-
schließenden Teiles ist, zur entgeltlichen Beförde-
rung aufzunehmen.

ARTIKEL 4

Namhaftmachung der Fluglinienunternehmen

(1) Jeder Vertragschließende Teil hat das
Recht, dem anderen Vertragschließenden Teil ein
oder mehrere Fluglinienunternehmen zum Betrieb
der vereinbarten Fluglinien auf den festgelegten
Flugstrecken schriftlich namhaft zu machen.

(2) Nach Erhalt der Namhaftmachung erteilt
der andere Vertragschließende Teil — vorbehalt-
lich der Bestimmungen der Absätze {3) und (4)
dieses Artikels — dem oder den gemäß Absatz (1)
dieses Artikels namhaft gemachten Fluglinienun-
ternehmen unverzüglich die entsprechenden Be-
triebsbewilligungen.

(3) Die Luftfahrtbehörden eines Vertrag-
schließenden Teiles können von einem durch den
anderen Vertragschließenden Teil namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmen den Nachweis
verlangen, daß es in der Lage ist, die Bedingun-
gen jener Gesetze und Vorschriften zu erfüllen,
die von diesen Behörden normaler- und billiger-
weise gemäß den Bestimmungen der Konvention
auf den Betrieb internationaler Fluglinien ange-
wendet werden.

(4) Jeder Vertragschließende Teil hat das Recht,
die Erteilung der in Absatz (2) dieses Artikels
erwähnten Betriebsbewilligungen zu verweigern
oder dem namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmen für die Ausübung der im Artikel 3 dieses
Abkommens angeführten Rechte die von ihm er-
forderlich erachteten Bedingungen aufzuerlegen,
wenn dem genannten Vertragschließenden Teil
nicht nachgewiesen wird, daß ein wesentlicher
Teil des Eigentums und die tatsächliche Kontrolle
dieses Fluglinienunternehmens bei dem Vertrag-
schließenden Teil, der das Fluglinienunternehmen
namhaft gemacht hat, oder seinen Staatsange-
hörigen Hegen.

(5) Ein auf diese Weise namhaft gemachtes
und zugelassenes Fluglinienunternehmen kann die
vereinbarten Fluglinien betreiben, vorausgesetzt,
daß ein gemäß den Bestimmungen des Artikels 8
dieses Abkommens erstellter Tarif in bezug auf
diese Fluglinie in Kraft gesetzt ist.

(6) Jeder Vertragschließende Teil hat das Recht,
durch schriftliche Benachrichtigung des anderen
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Vertragschließenden Teiles die Namhaftmachung
jedes solchen Fluglinienunternehmens zurückzu-
ziehen und ein anderes namhaft zu machen.

ARTIKEL 5

Widerruf oder Aufhebung der Betriebs-
bewilligungen

(1) Jeder Vertragschließende Teil hat das Recht,
eine Betriebsbewilligung zu widerrufen oder die
Ausübung der in Artikel 3 dieses Abkommens
festgelegten Rechte durch ein von dem anderen
Vertragschließenden Teil namhaft gemachtes
Fluglinienunternehmen aufzuheben oder bei der
Ausübung dieser Rechte die von ihm für not-
wendig erachteten Bedingungen aufzuerlegen:

a) in allen Fällen, in denen ihm nicht nach-
gewiesen wird, daß ein wesentlicher Teil
des Eigentums und die tatsächliche Kon-
trolle dieses Fluglinienunternehmens bei
dem Vertragschließenden Teil, der das Flug-
linienunternehmen namhaft gemacht hat,
oder bei Staatsangehörigen eines solchen
Vertragschließenden Teiles liegen; oder

b) falls es dieses Fluglinienunternehmen unter-
läßt, die Gesetze und Vorschriften des Ver-
tragschließenden Teiles, der diese Rechte
gewährt, zu befolgen; oder

c) falls das Fluglinienunternehmen es in
anderer Weise unterläßt, den Betrieb gemäß
den in diesem Abkommen vorgeschriebenen
Bedingungen durchzuführen.

(2) Dieses Recht wird nur nach Fühlungnahme
mit dem anderen Vertragschließenden Teil aus-
geübt, es sei denn, daß eine sofortige Wider-
rufung, Aufhebung oder Auferlegung der in Ab-
satz (1) dieses Artikels genannten Bedingungen
erforderlich ist, um weitere Verstöße gegen Ge-
setze oder Vorschriften zu verhindern.

ARTIKEL 6

Befreiung von Gebühren für Ausrüstung, Treib-
stoff, Vorräte etc.

(1) Die von den namhaft gemachten Flug-
linienunternehmen beider Vertragschließenden
Teile auf internationalen Fluglinien eingesetzten
Luftfahrzeuge sowie deren übliche Ausrüstung,
Treib- und Schmierstoffvorräte und Bordvor-
räte (einschließlich Nahrungsmittel, Getränke
und Tabak) sind bei Ankunft im Gebiet des
anderen Vertragschließenden Teiles von allen
Zöllen, Untersuchungsgebühren und ähnlichen
Abgaben befreit, vorausgesetzt, daß diese Aus-
rüstung und Vorräte bis zur Wiederausfuhr an
Bord des Luftfahrzeuges verbleiben oder auf
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dem Flug über diesem Gebiet verwendet wer-
den. Die derart befreiten Ausrüstungsgegenstände
und Vorräte dürfen nur mit Genehmigung
der Zollbehörden dieses Gebietes entladen wer-
den. Diese Güter können der Aufsicht der Zoll-
behörden so lange unterstellt werden, bis sie
wieder ausgeführt werden oder auf andere Weise
gemäß den Zollvorschriften damit verfahren
wind.

(2) Von den in Absatz (1) dieses Artikels er-
wähnten Zöllen, Gebühren und Abgaben mit
Ausnahme der für geleisteten Dienst zu entrich-
tenden Abgaben sind weiters befreit:

a) Bordvorräte, die im Gebiet eines Vertrag-
schließenden Teiles an Bord genommen
werden, innerhalb der von den Behörden
dieses Gebietes festgelegten Grenzen und
zur Verwendung an Bord ausfliegender
im internationalen Fluglinienverkehr einge-
setzter Luftfahrzeuge eines namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmens des an-
deren Vertragschließenden Teiles;

b) Ersatzteile, die in das Gebiet eines Vertrag-
schließenden Teiles zum Zwecke der
Wartung oder Instandsetzung von Luft-
fahrzeugen eingeführt werden, die von
einem namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmen des anderen Vertragschließenden
Teiles auf internationalen Fluglinien ein-
gesetzt werden;

c) Treib- und Schmierstoffe, die im Gebiet
eines Vertragschließenden Teiles an ein im
internationalen Fluglinienverkehr einge-
setztes Luftfahrzeug eines namhaft gemach-
ten Fluglinienunternehmens des anderen
Vertragschließenden Teiles geliefert werden,
selbst wenn diese Vorräte auf dem Flug
über dem Gebiet des Vertragschließenden
Teiles, in dem sie an Bond genommen wur-
den, verbraucht werden.

Es kann verlangt werden, daß die in lit. a,
b und c dieses Absatzes genannten Gegen-
stände unter Zollaufsicht und -kontrolle ver-
bleiben.

ARTIKEL 7

Grundsätze für den Betrieb der vereinbarten
Fluglinien

(1) Den namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmen der beiden Vertragschließenden Teile
ist gerechte und gleiche Gelegenheit zum Betrieb
der vereinbarten Fluglinien auf den im Flug-
streckenplan zu diesem Abkommen festgelegten
Flugstrecken zu geben.

(2) Beim Betrieb der vereinbarten Fluglinien
haben die namhaft gemachten Fluglinienunter-
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nehmen jedes Vertragschließenden Teiles die
Interessen der Fluglinienunternehmen des ande-
ren Vertragschließenden Teiles zu berücksichtigen,
um den auf allen oder einem Teil der gleichen
Flugstrecke betriebenen Fluglinienverkehr dieser
Fluglinienunternehmen nicht ungebührlich zu
beeinträchtigen.

(3) Das von den durch die beiden Vertrag-
schließenden Teile namhaft gemachte Fluglinien-
unternehmen bereitzustellende Beförderungsange-
bot hat der Verkehrsnachfrage auf den festge-
legten Flugstrecken angepaßt zu werden.

(4) In Anwendung des in Absatz (3) oben
festgelegten Grundsatzes haben die von den nam-
haft gemachten Fluglinienunternehmen betriebe-
nen Fluglinien ihren Hauptzweck in der Bereit-
stellung eines Beförderungsangebotes, das bei
angemessener Auslastung ausreicht, um die
übliche und normalerweise voraussehbare Beför-
derungsnachfrage des internationalen Luftver-
kehrs von oder nach dem Gebiet des Teiles, der
das Fluglinienunternehmen namhaft gemacht
hat, zu decken.

(5) Um eine gerechte und gleiche Behandlung
der namhaft gemachten Fluglinienunternehmen
zu erzielen, haben die Fluglinienunternehmen die
Frequenz ihrer fahrplanmäßigen Fluglinien, die
einzusetzenden Luftfahrzeugtypen sowie die Flug-
pläne einschließlich der Betriebstage und der
voraussichtlichen Ankunfts- und Abflugzeiten im
voraus zu vereinbaren.

(6) Die dermaßen vereinbarten Flugpläne sind
den Luftfahrtbehörden beider Vertragschließen-
den Teile mindestens dreißig (30) Tage vor
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihrer Einführung
zur Genehmigung vorzulegen. In Sonderfällen
kann diese zeitliche Beschränkung vorbehaltlich
der Zustimmung der genannten Behörden ver-
ringert werden.

(7) Können die namhaft gemachten Fluglinien-
unternehmen über die obgenannten Flugpläne
keine Einigung erzielen, haben die Luftfahrtbe-
hörden der Vertragschließenden Teile gemein-
sam das Beförderungsangebot und die Frequenz
zu vereinbaren, die auf den im Flugstrecken-
plan zu diesem Abkommen vereinbarten Flug-
linien bereitzustellen sind.

(8) Bei der Bestimmung des Beförderungs-
angebotes und der Frequenz haben die Luft-
fahrtbehörden folgendes in Betracht zu ziehen:

a) alle für den wirtschaftlichen Betrieb rele-
vanten Faktoren (wie z. B. Kosten, Ein-
nahmen, kostendeckender Auslastungsfak-
tor, angemessene Auslastung) und

b) Informationen, die über Wirtschafts- und
Verkehrstendenzen zur Verfügung stehen
und die vereinbarten Fluglinien beeinflussen
könnten.
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(9) Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses
Artikels tritt ein Flugplan erst nach Genehmi-
gung durch die Luftfahrtbehörden der Vertrag-
schließenden Teile in Kraft.

(10) Der für eine Flugplanperiode gemäß den
Bestimmungen dieses Artikels erstellte Flugplan
bleibt für entsprechende Flugplanperioden in
Kraft, bis gemäß den Bestimmungen dieses Ar-
tikels neue Flugpläne erstellt sind.

(11) Unbeschadet des Bestehens einer gemäß
den vorstehenden Absätzen erzielten Verein-
barung über das Beförderungsangebot kann die
Luftfahrtbehörde eines Vertragschließenden Tei-
les dem oder den vom anderen Vertragschließen-
den Teil namhaft gemachten Fluglinienunterneh-
men eine einstweilige Bewilligung zum Betrieb
von zusätzlichen Flügen zur Deckung außerge-
wöhnlicher Nachfrage erteilen.

ARTIKEL 8

Tarife

Das von den Vertragschließenden Teilen zur
Festsetzung von Tarifen zu verwendende Ver-
fahren hat, zusammen mit der Begriffsbestim-
mung des Ausdruckes „Tarif", im Einklang mit
den Bedingungen des Artikels 2 des von der
Europäischen Zivilluftfahrtkonferenz ausgear-
beiteten und am 10. Juli 1967 in Paris zur
Unterzeichnung aufgelegten internationalen
Übereinkommens über das Verfahren zur Fest-
legung von Tarifen für den Fluglinienverkehr
zu erfolgen.

ARTIKEL 9

Bereitstellung von Statistiken

Die Luftfahrtbehörden eines Vertragschließen-
den Teiles werden den Luftfahrtlbehörden des
anderen Vertragschließenden Teiles auf deren
Ersuchen alle regelmäßigen oder sonstigen sta-
tistischen Unterlagen übermitteln, die billiger-
weise zum Zweck der Nachprüfung des auf den
vereinbarten Fluglinien von den namhaft gemach-
ten Fluglinienunternehmen des in diesem Artikel
als ersten erwähnten Vertragschließenden Teiles
bereitgestellten Beförderungsangebotes gefordert
werden können. Diese Unterlagen sollen alle
Angaben umfassen, die zur Feststellung des von
diesen Fluglinienunternehmen auf den verein-
barten Fluglinien beförderten Verkehrsaufkom-
mens und dessen Herkunft und Bestimmung
erforderlich sind.

ARTIKEL 10

Überweisung von Einnahmen

Jeder Vertragschließende Teil gewährt den
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen des

18
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anderen Vertragschließenden Teiles das Recht,
den ihre in seinem Gebiet getätigten Ausgaben
übersteigenden Einnahmenüberschuß frei zu über-
weisen. Solche Überweisungen haben auf der
Grundlage der für laufende Zahlungen vorherr-
schenden Devisenmarktsätze zu erfolgen.

ARTIKEL 11

Beratungen und Abänderungen

(1) Im Geiste enger Zusammenarbeit werden
sich die Luftfahrtbehörden der Vertragschließen-
den Teile von Zeit zu Zeit beraten, um die An-
wendung und zufriedenstellende Erfüllung der
Bestimmungen des vorliegenden Abkommens und
des Flugstreckenplans dazu zu gewährleisten.

(2) Wenn einer der Vertragschließenden
Teile es für wünschenswert hält, irgendeine Be-
stimmung dieses Abkommens abzuändern, so
kann er um Beratung mit dem anderen Vertrag-
schließenden Teil ersuchen; diese Beratung,
welche auf mündlichem oder schriftlichem Weg
erfolgen kann, hat innerhalb eines Zeitraumes
von sechzig (60) Tagen nach dem Zeitpunkt des
Ersuchens zu beginnen.

Alle auf diesem Wege vereinbarten Abände-
rungen treten sechzig (60) Tage nach ihrer Be-
stätigung durch diplomatischen Notenwechsel in
Kraft.

(3) Albänderunigen des Plugstreckenplans wer-
den zwischen den entsprechenden Behörden der
Vertragschließenden Teile vereinbart und treten
sechzig (60) Tage nach dem Zeitpunkt des di-
plomatischen Notenwechsels in Kraft.

ARTIKEL 12

Beilegung von Meinungsverschiedenheiten

(1) Bei einer Meinungsverschiedenheit zwischen
den Vertragschließenden Teilen über die Aus-
legung oder Anwendung dieses Abkommens wer-
den sich die Vertragschließenden Teile zunächst
bemühen, diese auf dem Verhandlungsweg beizu-
legen.

(2) Kommen die Vertragschließenden Teile
auf dem Verhandlungsweg zu keiner Regelung,
können sie übereinkommen, die Meinungsver-
schiedenheit einer Person oder Körperschaft zur
Entscheidung vorzulegen; wenn sie darüber keine
Einigung erzielen, ist die Meinungsverschieden-
heit auf Ersuchen eines der beiden Vertrag-
schließenden Teile einem Gericht von drei
Schiedsrichtern vorzulegen, von denen jeweils
einer von einem der beiden Vertragschließenden
Teile bestellt und der dritte Schiedsrichter von
den beiden dermaßen bestellten ernannt werden
soll. Jeder der Vertragschließenden Teile hat
innerhalb eines Zeitraumes von sechzig (60) Tagen
ab dem Zeitpunkt, zu dem ein Vertragschließen-
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der Teil vom anderen auf diplomatischem Weg
eine Note erhält, worin um eine schiedsgericht-
liche Behandlung der Meinungsverschiedenheit
durch ein solches Gericht ersucht wird, einen
Schiedsrichter zu bestellen; der dritte Schieds-
richter ist innerhalb eines Zeitraumes von weite-
ren sechzig (60) Tagen zu ernennen. Wenn einer
der Vertragschließenden Teile verabsäumt, einen
Schiedsrichter innerhalb des festgelegten Zeit-
raumes zu bestellen, oder der dritte Schiedsrich-
ter nicht in dem festgelegten Zeitraum ernannt
wird, kann der Präsident des Rates der Inter-
nationalen Zivilluftfahrtorganisation oder, falls
er in seiner Amtsausübung gehindert oder ein
Staatsangehöriger einer der beiden Vertrag-
schließenden Teile ist, der dienstälteste Vizeprä-
sident auf Ersuchen eines der beiden Vertrag-
schließenden Teile nach Maßgabe des Falles einen
oder mehrere Schiedsrichter ernennen. In diesem
Fall amtiert der dritte Schiedsrichter, der ein
Staatsangehöriger eines Drittstaates sein und
seinen ständigen Wohnsitz nicht im Gebiet eines
der beiden Vertragschließenden Teile haben oder
in dessen Diensten stehen soll, als Präsident des
Schiedsgerichtes.

(3) Die Vertragschließenden Teile haben jede
auf Grund des Absatzes (2) dieses Artikels er-
gangene Entscheidung zu befolgen.

ARTIKEL 13

Kündigung

Jeder der Vertragschließenden Teile kann
jederzeit dem anderen Vertragschließenden Teil
schriftlich seinen Entschluß bekanntgeben, dieses
Abkommen zu kündigen; eine solche Benach-
richtigung ist gleichzeitig der Internationalen
Zivilluftfahrtorganisation zur Kenntnis zu brin-
gen. In einem solchen Fall läuft das Abkommen
zwölf (12) Monate nach dem Zeitpunkt des Ein-
treffens der Kündigung beim anderen Vertrag-
schließenden Teil ab, sofern sie nicht vor Ablauf
dieses Zeitraumes einvernehmlich zurückgezo-
gen wird. Wenn keine Empfangsbestätigung
durch den anderen Vertragschließenden Teil er-
folgt, gilt die Kündigung als vierzehn (14) Tage
nach dem Empfang durch die Internationale
Zivilluftfahrtorganisation eingegangen.

ARTIKEL 14

Inkrafttreten

Dieses Abkommen tritt dreißig (30) Tage nach
dem Zeitpunkt der Unterzeichnung in Kraft.
Dieses Abkommen tritt an die Stelle des am
27. Oktober 1956 in Wien unterzeichneten Ab-
kommens zwischen den beiden Vertragschließen-
den Teilen. **)

**) BGBl. Nr. 232/1956 i. d. F. 119/1967
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Zu Urkund dessen haben die Unterfertigten,
von ihren Regierungen hiezu ordnungsgemäß
bevollmächtigt, das vorliegende Abkommen
unterzeichnet.

Geschehen in zweifacher Ausfertigung zu
London am 17. November 1977 in deutscher und
englischer Sprache, wobei der Wortlaut beider
Sprachen gleichermaßen authentisch ist.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Enderl m. p.

Für die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland:

Frank Judd m. p.

FLUGSTRECKENPLAN

ABSCHNITT 1

Flugstrecken, die von dem oder den namhaft
gemachten Fluglinienunternehmen des Vereinig-
ten Königreiches betrieben werden sollen:

ABSCHNITT 2

Flugstrecken, die von dem oder den namhaft
gemachten Fluglinienunternehmen der Republik
Österreich betrieben werden sollen:

Das Abkommen ist gemäß seinem Artikel 14 am 17. Dezember 1977 in Kraft getreten.

Kreisky
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1 1 .

(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Industrieminister des König-
reiches Schweden und dem Bundesminister
für Verkehr der Republik Österreich gemäß
Rn 2010 des ADR betreffend die Beförderung
von ätzenden Lacken mit einem Gehalt von

mehr als 30% an festen Stoffen

(1) In Abweichung von den Vorschriften der
Rn 2303 (1) des ADR können ätzende flüssige
Stoffe der Rn 2301 Ziffer 2 auch in Gefäße aus
geeignetem Kunststoff verpackt werden.

(2) Ein Kunststoffgefäß darf nur 5 l fassen.

(3) Die Gefäße sind in eine äußere Verpackung
aus Blech, Holz oder Pappe einzusetzen. Sie sind
in der Verpackung entsprechend zu sichern, um
ihre Beschädigung zu verhindern.

(4) Zusätzlich zu den üblichen Einzelheiten hat
der Absender im Beförderungspapier die Worte
einzutragen: „Nach Rn 2010 des ADR verein-
barte Beförderung".

(5) Diese Vereinbarung gilt für die Beförderung
zwischen Schweden und Österreich.

Stockholm, 1977 04 01

Die für das ADR zuständige Behörde Schwedens:

Bengt Sangberg

Wien, 1977 11 17

Für den Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich:

Hehenberger

Kreisky

12.

(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich gemäß Rn 10602 des ADR be-
treffend die Beförderung von p-Chlor-o-Kre-

sol in Tankfahrzeugen

Abweichend von den Vorschriften der Rand-
nummer (Rn) 41121 darf p-Chlor-o-Kresol
(Klasse 6.1 Rn 2601 Ziffer 22) in festverbundenen
Tanks befördert werden:
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1. Bau, Ausrüstung und Überprüfung von
Fahrzeugen, die vor dem 1. Oktober 1975
gebaut worden sind.

Die Tankfahrzeuge müssen hinsichtlich Bau,
Ausrüstung und Prüfung folgenden Vor-
schriften entsprechen:

1.1 Die Tanks müssen, wenn sie aus Baustahl
hergestellt sind, bei einem

Durchmesser bis 1,5 m eine Mindestwand-
dicke von 3 mm,
Durchmesser von mehr als 1,5 m eine Min-
destwanddicke von 4 mm haben.

Tanks aus austenitischen Chromnickelstählen
müssen eine Mindestwanddicke von 3 mm
und Tanks aus Aluminium oder Aluminium-
legierungen eine Mindestwanddicke von
4 mm haben.

1.2 Die Tanks müssen gegen seitliches Anfahren
ausreichend geschützt sein. Dieses kann z. B.
durch Rammschienen geschehen, die den
Tank auf beiden Längsseiten in Höhe der
Tankmittellinie schützen und ein Wider-
standsmoment von mindestens 5 cm3 haben.

Auf den seitlichen Anfahrschutz kann ver-
zichtet werden, wenn die Tanks in einer
Feststoffzwischenschicht mit einer Dicke von
mindestens 50 mm versehen sind und diese
von einer äußeren Hülle aus Stahlblech von
mindestens 0,5 mm oder glasfaserverstärk-
tem Kunststoff (GFK) von mindestens 2 mm
umgeben ist.

1.3 Die Tankfahrzeuge müssen gegen Anfahren
von rückwärts durch eine Stoßstange, die in
Höhe der Unterkante des Tanks angeordnet
ist und den Tank um mindestens 100 mm
überragt, mit einem Widerstandsmoment
von mindestens 20 cm3 geschützt sein.

1.4 Die Stutzen dürfen nicht mehr als 150 mm
den Mantelscheitel oder den Mannlochdeckel
überragen, andernfalls muß der Tank im
Scheitelbereich durch einen Überrollbügel ge-
schützt sein.

1.5 Sofern die Tankfahrzeuge keine innenlie-
genden Ventile haben, muß die erste außen-
liegende Absperrvorrichtung durch einen
stabilen Schutz, der mindestens die gleiche
Sicherheit bietet, wie der Tank selbst, ge-
schützt sein. Ein solcher Schutz liegt z. B.
vor, wenn das außenliegende Ventil inner-
halb des Fahrzeugrahmens oder im Armatu-
renbrett untergebracht ist.

1.6 Die Tankfahrzeuge müssen durch einen amt-
lich anerkannten Sachverständigen einer
Dichtheitsprüfung von mindestens 1,5kg/cm2
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Überdruck — mindestens aber mit dem
Drück der dem Dampfdruck des zu beför-
dernden Stoffes bei 50 ° C X 1,5 entspricht,
sowie einer inneren und äußeren Unter-
suchung unterzogen worden sein.

2. Bau, Ausrüstung und Prüfung für Tank-
fahrzeuge, die nach dem 1. Oktober 1975
gebaut worden sind.

2.1 Die Tanks müssen für einen Berechnungs-
druck von mindestens 4 kg/cm2 ausgelegt
sein. Die Wände und Bögen der Tanks mit
einem Durchmesser von nicht mehr als 1,8 m
müssen eine Dicke von mindestens 5 mm
haben, wenn sie aus Stahl mit einer Zug-
festigkeit zwischen 37 und 34 kg/mm2 be-
stehen, oder eine gleichwertige Dicke, wenn
sie aus einem anderen Metall hergestellt sind.
Für alle Tanks mit einem Durchmesser von
mehr als 1,8 m ist diese Mindestwanddicke
auf 6 mm zu erhöhen, wenn sie aus Stahl
mit einer Zugfestigkeit zwischen 37 und
34 kg/mm2 hergestellt sind, oder eine gleich-
wertige Dicke bei Verwendung eines anderen
Metalls.

2.2 Es muß der Nachweis erbracht werden, daß
die Tanks einschließlich ihrer Befestigungs-
einrichtungen mit ausreichender Sicherheit
beim höchstzulässigen Füllgewicht folgende
Beanspruchungen aufnehmen können:

— zweifaches Gesamtgewicht in Fahrtrich-
tung

— einfaches Gesamtgewicht quer zur Fahrt-
richtung

— einfaches Gesamtgewicht vertikal auf-
wärts

— einfaches Gesamtgewicht vertikal abwärts.

2.3 Die Breite, welche sich durch die volle Auf-
standsfläche am Boden ergibt (Entfernung
zwischen den äußeren rechten und linken
Punkten der Aufstandsfläche der Reifen einer
Achse) muß mindestens 90% des Schwer-
punktes des beladenen Tankfahrzeugs betra-
gen. Der Nachweis ist durch ein geeignetes
Rechenverfahren zu erbringen.

2.4 Die Ausrüstungsteile sind so anzubringen,
daß sie während der Beförderung und Hand-
habung gegen Losreißen oder Beschädigungen
gesichert sind. Sie müssen die gleiche Sicher-
heit gewährleisten wie der Tank.

2.5 Tanks mit Untenentleerung und Abteile von
unterteilten Tanks mit Untenentleerung
müssen mit zwei hintereinanderliegenden,
voneinander unabhängigen Verschlüssen ver-
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sehen sein, wobei der erste der beiden Ver-
schlüsse aus einer mit dem Tank verbunde-
nen inneren Absperreinrichtung und der
zweite aus einem Ventil oder einer ähnlichen,
an jedem Ende des Entleerungsstutzens ange-
brachten Einrichtung bestehen muß.

2.6 Jeder Tank oder seiner Abteile muß mit
einer Öffnung versehen sein, die groß genug
ist, um die innere Besichtigung zu ermög-
lichen.

2.7 An jedem Tank muß ein Schild aus nicht
korrodierendem Metall dauerhaft befestigt
sein. Das Schild muß mindestens folgende
Angaben enthalten:

— Hersteller oder Herstellerzeichen

— Herstellungsnummer

— Baujahr

— Prüf druck in kg/cm2 (Überdruck)

— Fassungsraum in Litern, bei unterteilten
Tanks Fassungsraum eines jeden Tanks

— Datum (Monat und Jahr) der erstmaligen
und der letzten wiederkehrenden Prü-
fung

— Stempel des Sachverständigen, der die
Prüfung vorgenommen hat

— an Tanks, die mit Druck gefüllt oder
entleert werden, ist außerdem der höchst-
zulässige Betriebsdruck anzugeben.

2.8 Die Tanks und ihre Ausrüstungsteile sind
entweder zusammen oder getrennt erstmalig
vor Inbetriebnahme und danach wiederkeh-
rend alle fünf Jahre zu prüfen. Die erstma-
lige Prüfung muß eine Bauprüfung, eine
innere und äußere Prüfung sowie eine Was-
serdruckprüfung mit einem Druck von min-
destens 4 kg/cm2 (Überdruck) und eine Ab-
nahmeprüfung umfassen.

2.9 Die Vorschriften für Tankfahrzeuge in Zif-
fer 1.2 bis 1.5 dieser Vereinbarung sind auch
für neue Tankfahrzeuge zu beachten.

3. Die Tankfahrzeuge dürfen nur bis zu 95%
ihres Fassungsraumes gefüllt sein.

4. Die sonstigen Vorschriften des ADR ein-
schließlich der Anlagen A und B des ADR
sind entsprechend zu beachten.
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5. Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken:

„Beförderung vereinbart gemäß Rn 10602
des ADR".

Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und Österreich.

Bonn, den 21. 7. 1977

Die für das ADR zuständige Behörde der Bun-
desrepublik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:
Im Auftrag:

Dr. Klug

Wien, 1977 11 17

Für den Bundesminister für Verkehr der Repu-
blik Österreich:

Hehenberger

Kreisky
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